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PRÄSIDENT (um ]] Uhr ]0 Min.): Ich
eröffne d'i'e Sitzung.

Das Protokol!l Ider letzt'en Sitz1ung ist ge­
schäftsord\1iUln!gsmäßi·g 'auf,ge,),t1gen; es ist un·
beanständet geblieben,dettl1l1ach als genehmigt
zu bet'rachten.

Ich biHe im Stenographischen Protokoll zu
vel'merlken, daß bei der Trrauersitzul1ig des
Landtages am 5. Jänner 1951 für den ver­
ewigten Herrn BundeSJPräs,i!denten Dr. Karl
Renner 'von seiten der Österrteichisöhen Bundes­
I:egieru!lI·g t'eilgenommen haben: Herr Bundes-

kanzler lug. Dr. figl lund die Herren IBundes­
minister Helmer, Kraus und Tsc'htad~k.

f'e'1"1ner war die sowjetische BeSiatzlulliglSmacht
mit den Herren Oberstleutnant Konowalowund
Leutnant Surkow vert'rekn. .

Weitere Tr,auergäste waren die Herren Na­
tional- -und ißundesrä've von Niederöst'erif'eich,
sämtiliche Herren B,ez:iorkshaiUp1Ie1ut'e IU'lldi ,die
Herren IBürgermeister der Statut:arstäodte Nie­
derösteneichs, Herr Bundesminister 'a. D.ln­
g'eni,eur Raalb ,als Lall'desparteiobmann der
ÖsteneichisC'hen Vollkspar'tei und die Herren
Referenten IUnd vi,ele Beamt·e des Amtes ,dcr
niederösterreichischen Landesregierung.

loh habe die im heutilgen :gemeinsamen
Schulausschuß lund finanwusschuß 'Verab­
schiedete Vorlage Zahl 154 .a'uf eine Nach­
tragstagesordnung ·stellen lassen. (Nach einer
Pause.) Keine Ei'nwendunlg. Die Naohtmgs~

tagesordnung liegt auf ,Iden Plätz.en dm' Herren
Abgeordneten mlf, ferner das Stenographische
Protokoll der 11. S:itwng der I. S'ession der
V. Wahlperiode vom 29. März 1950.

Wir ge'lal1lgen z,ur Ber:at,ung dier Tagesord­
Ilung. Z'um Worte gelangt Herr Landiesrat
Wal t n oe r zwecks Beantwortm11g einer . An­
fmge.

Landesrat WALTNER: Hoher Landttag! In
der Sitzung des niederösten~ichiscihen Land­
tages vom 10. }nni 1950 haben tCHe L:andit'31gs­
abgeordnetenWenger, Zettel, Sodomka, Sitg­
mund, T;atzber, Anderlund Genossen, betref,
fend die Bewertung der Sachbezüge in der
Land- und forstwirtschaft für Zwecke der So­
zialversicherungan den Herrn La'11deshaupt­
lllann die Anfrage gestellt (liest):

1. Ist der Herr Landeshalulp'tm<:tl\1n in Ider
Lage, die Gründe mitzut1eilen, WafiUilTI eine fast
40 Prozent 'unter dem Erzeuigerpr,eis Hegende
ßewert'U'ng des Weiz'ens ,und ROgige11'sfür
Zwecke der Sozialversiche'l'1ung vongenommen
wurde?

2. Ist der Herr Landes1hauptmann bereit,
falls er findet, daß diese Bewert'lill:g entg,ege'l1
den Ivom B'llndcSlmitüsterilUlTI .für ,finanzen und
dem B'l1ndesministeri'um fü'r soziiale Ve'rwalt1tl'l1g .
vom 9. November 1949 ei-stellten Rkhtlinien
vorglenommen wUl'1de, zu ver3lnl,assen, daß nach
fühlungnahme mit der Final1'zla'ndesdiirekhon
in einer neuerlichen KundmachU:11Ig u'11verzü1g­
lieh die den tatsächlichen Erzeugerpreisen ent-
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sprechende Bewertung der Getreidepradluktle für
Zwecke der Sozialversioherunig f!e'stg;esetzt wird?

Die von mir als dem zuständigen Referent,en,
dem der Herr Landeshauptmann die Anfmge
abgetreten hat; angeo,rdineten Erhebungen hatten
folgendes Ergebnis, welches ich hiermit dem
Ho'hen Lanldtag zur Kennt'nis Ibringe.

Zu 1. Da naoh den mit Erlaß des Bundes­
ministeriums für finanzen vom 9. November
1949, Zl. 86.000-9/49, herrausgegebenen mini­
sterieHen Richtlinien für die B'ewertlunlg der
Sachbezüge für Zwecke des Steuerabwges vom
Arbeitslo'hn und für Zwecke der SoZ'ialversiohe­
rung hinsichtlich der Deputate in der ,Land­
und forstwirtschaft als Stichtag für die Er­
zeugerpreise für das Jahr 1949 der 1. Juni
1949 vongesehen war, mußten der Bewel'tung
die zu dieser Zei,t maßgeblichen Erzeugerpreise
zugrunde gelegt werden. Die Erzeugerpreise für
Weizen und Roggen betrugen damals ei'nerseits
laut AuskunH der Landwirtschaftskammer für
Niederösterreich und Wien 53.80 S beziehungs­
weise 49.40 S, anderseits ,laut Wicner Markt­
amtshericht 55.30 S beziehungsweise 50.90 S
je 100 Ikg; darnach ,wurden 'U11f.er Berücksk'h­
ügung des vor,geschriebenen fünfproz,entigen
Abzuges die vorangeführten Deputate, und
zwar Weizen mit 54 S, Rogg,en mit 48S für
je 100 kg bewer,tet.

Diese Bewertung war also nur für das Jahr
1949geclacht.

Daß die Verlautballung über die Neidest­
setzung der Sachbezüge durch die Finanzla,n­
desdirektion erst am 3. März d. ]. 'erfo'lgte,
hatte darin seinen Gl'ul1Id, daß wegen dnes
umstrittenen, weil von den ministeriellen Richt­
linien abwekhenden Wertansatzes für volle
freie Station die Entscheidung des Hundesmini­
steri'ums für Finanzen abgewartet werden
mußte.

Zu 2. für das Jahr 1950 ist mi:ttlerweile,
wie in der Anfrage .gedacht, über Anregung
des Amtes der ni'ederösterreichischen Landes­
regierung durch die in dessen Einvernehmen
erlassene KUindimachungder finanzlandesdirek­
tion für Wien, Niederösterreich 'Und das Bl1r­
genland vom 7. September 1950 +.'ine ,den ein­
getret'enen Änderung,en in den Preisen Rech­
nung tmg.ende, befriedigende Neubewertung der
Deputate i'n der Land- und forstwirtschaft her­
beigefÜhrt wOl'den.

Ich <bitte das Hohe Haus, diese Beantwol"t'ung
zur Kenntnis zu nehmen.

PRÄSIDENT: Ich ersuche Iden Herl1n Ab­
geordneten Vese I y, die Verhandlung zur
Zahl 131 einz'l1'leiten.

Berichters,taMer Ahg. VESELY: Hoher Land­
tag! Ich harbe namens des Verfassungsa'lls­
schusses über die Vorlage der Landesre,gierung,

betreffend den Oesetzentwur:f über die Bildung
von Verwalt'llngsgemeinschaften der ,ni'ederöster­
reichischen Gemeinden zum Zwecke der Be­
stellung von gemeinsamen Gemeilndehedien­
steten sowie zur führung eines gemeinsamen
Gemeindeamtes (l1'iederÖ'st,erreiohisches Verwal­
tungsgemeinschaften:gesetz, VerwGG.) zu be­
richten.

Bereits im österreichischen Heichsgemeill'den­
geseü aus dem Jahre 1862, das dhi Grundlage
für die Oemeindeverwaltung in unserem Lande
bildet, ist die BiklulI1!g von Verwaltull'gsgemein­
schaften zwischen einzelnen Gemeinden vOTge­
s'ehen. Man hat aber von dieser Möglichkeit
ja'hrzehntelall'g keinen Gehmuch gemacht. Erst
seH einigen Jahren ist man in der Steiellnlark
l1'ndim Bu'rgenland darangegange'n, durch lan­
des,gesetzhche Beshmmul1igen solche Verwal­
tU11'gsge'll1einschaften zu 'enmöglichen. Nun
li'egen a,us diesen Ländern Berichte vor, die
uns zeigen, daß mit diesen Verwalt<ul1Igsgemein­
schaften die besten Erf,ahrungen gemacht wur­
den. Die frage, ob sich die Notwendi,gkei't der
Bi'ldung solcher VerwaltLlilligs,gemeinschaHen
auch in Niederöstel"reich el'giibt, ist leicht zu
beantworten, wenn man einen Blick auf die
dem Motivenbericht 'bei:g:eschlo'S's,cne Übersicht
über di,e Gemeindeverhältnisse heziehuI1lgsweise
die BevölkerungsZ'a'hlen der einz'elnen Gemein­
dei! in den ei'nzelnen Bundesländern wif'H. Es
zeigt sich ida, daß Niederösterreich dias Land
mit der kleinsten Durahschnittseinwohnerzahl
pro Gemeinde ist und daß es gleichzej,ti,g die
größte Anzahl von kleinen Gemeinden aufweist.

In Niederösterreich gibt es 1571 Gemeinden
mit einer durchschniHlichen Einworhnerzahlvol1
735. Steienmark hat 998 Gemeinden mit einer
durchschnittlichen Einwohnerzahl von 867,7,
Oberösterreich hat 449 Gemeinden mit einer
durchschnittlichen Einwohnerzahl von 2284,8,
Tirol hat 275 Gemeinden mit einer durch­
schnittlichen Einwohnerzahl von 1197,6. Ich
könnte die Rei'hefort'Setzen, es ist dies jedoch
nicht notwendig, nachdem die Vorl1a,ge in den
Händen der Herren AhgeÜ'rdneteni'st. Ich
möcMe nur fest'Stellen, daß von den 1571
niederösterreiohischen Gemeinden 1280 eine Ein­
wohnerza,hl untier 1000 und 906 Gemeinden
eine solche unter 500 haben. Diese vielen
kl'einen Oemeilnden sind natürlich der Un­
"umme von Aufgaben, die heute an die Gemein­
den gestellt werden, 'nicht gewachsen. Wir
wissen, daß die Gemeinden Angelegenheiten im
ei'genen Wirkungsheis und im übe'rtragenen
Wirkungskrei'S zu c1"ledigen haben :und daß sie
sehr häufig lauch noch als Verwalter von Be­
trieben zu fungiclren haben; A'uf,gahen, denen
kleine Gemeinden in keiner Weise gewachsen

I sind. Dies vor :allem dieshalb, wei'l es den Ge­
mei,nden an ge'Schulten fachkräften fehlt. Diese
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geschulten Fachkräfte einzustellen,i'St viden
Gemeinden einerseits zumeista'lls finanzi'eHen
Gründen nicht möglich, anderseits lalber auch
deshalb, weil die Agenden nicht ausr-eichen
würden, um eine geschulte Fachkraft aus­
reichend zu beschäftigicn.

Ein zweiter Mangel, der sich bei den Ge­
meindenunangenehm bemerkbar macht, ist das
fehlen von geeigneten Amtslokalen und der
notwendigen technischen VerwaUL1rngsbehelfe.

Der gegenständliche Gesetzentwurf vers'ucht
nun diesen Mängeln entgeg'enz'uhekn und be
zwcckt die Einrichtrungund Führung einerge·
ordneten Verwaltung iällCh in der kleinsten Gf
meinde brei gleichz,eihger A1l1'frec'htrerhalt'lllng der
Selbständirgkeit jeder einzelnen Gem,einde.

Dies so'1l erreicht weTden erstens durch dir
BesteHtung von gemeinsamen hauptamtlichen
Bediensteten 'and zweit'ens durch die Einrich­
tung ulnd Führung eines gemeinsamen Ge­
meindeamtes für die 'Gemeinden, die srelbst kein
ei'genes Gemeilndeamt 'haben.

Die nach ,diesem Gesetz zu bildenden Ver
waltungsgemeinschaHen, die in ihrer Funktion
nicht so weit gehen wie etwa in derSteieTmark
und im Burgenland, haben keine wie immer
geartete Rechtspersönlichkeit. Die Rechte und
Pflichtcn der Gemeindcn der Verwalt1ungs­
gemeülscrhaft, insbesondere die Festsetzung der
einzdncn KostenteUe, 'sind durch eine Satzung
einvel'l1ehmlich zwischen ,den zu einer Verwal­
tUl1!gsgemeinschaflt gehörenden Gemeinden zu
regeln. Auf weitere Details der Vorlage ein­
zugehen, will ich mir ersparen, weil, wie be­
reits erwähnt, die Vorlage ja aurfhegt und weil
sie im Verfassungs3'usschuß einer wirkrJicb
gründlichen Beratung lll1krwgen wurde.

Der VerfassungsauS'schuß äl1'd~de di,e Vor­
lage insofern ab, als aUe Zwangsbestimmunrgen,
die es der Landesregierung ermögli'cht häHen,
in besonderen Fäl1en die Bildung von Verwal­
tungsge'l11ei'l1schaften anz:uordnen, ,aus der Vo'r­
lage elirmini'ed wunden. Der Verfassunlgsaus­
"chuß war nach eingehender Debatte schließlich
dereinbeUi'gen Meil1'lmg, daß der Grundsatz
der uneingeschränkten F neiwil1igkeit die Bil­
dung der VerwaltungsgemeinschaHen mehr för­
eiern wÜl1de als die Androhung von ZWlangs­
maßnahmen. Haben sich doch schon bisher in
Niederösterreic,h, ohne daß 'bierz'u eine ges,etz­
liehe Grundlage vorhanden gewesen wäre, eine
ganze Reihe von Gemeinden aus ei'g,enem Ent­
schluß zu VerwaHungsgemeinschaften zusam­
mengeschlossen und damirt, wie ,die Berichte
zei'g,en, ausgezeichnete Erfolge erzielt.

Der Verlfassurngsausschuß stel1t somit ein­
hellig folgenden Antr,ag (liest):

,,1. Der Gesetzentwurf (sie'he Landesgesetz
vom 9. Jänner 1951) über die Bil,dung von
VerwaHungsgemeinschaften der niederösterrei-

, chischen Gemeinden zum Zweoke der Bestel­
lung von gemeinsamen Gemeindebedi,ensteten
sowie zur FühDung ei'nes gemeinsamen Ge­
meindeamtes (niederösterrreichisches Verwal­
tungsgemeilnschaHengesetz, VerwOG.) wi'rd ge­
nehmigt.

2. Die Landesregieru,ng wird bea'ulftragt,
wegen Durchführung dieses Gesetzbesc1Üusses
das Erforderlicrhe zu veranlassen."

Ich möcMe das HO'heHaus noch um Kennt­
nisnahme fo,llgender kleiner technischen Än­
derung ersuchen. Auf Seite 1() folgt nach § 19
irrtüml:ich der § 23. Dies wäre auslzuhessern.
Auf Seitie 1() nach § 19 folgt sel:bstvel'ständ­
!ich nicht § 23, sondern der § 20, lundallf
Seite 17 folgt nicht der § 24, sondern der § 21.

Ic,h hitte das Hohe gaus, diese kleine tech­
nische Änderung zur Kenntnis zu nehmen ,und
dem Antrag des Verfassungsausschusses die
Zustimnmng zu erteilen.

PRÄSlrDENT: Ich eröffne die Debatte. ZHm
Wort gelangt der Abg. Ni met z.

Abg. NIMETZ: Hoher Landta!g! Durch
di'eses zur Beratung stehenlde Gesetz kann,
wenn di,e Gemeinden dieses Gesetz in Anwen­
cl:un,g bringen, ein !großer Nachteil, der in der
Verwaltung dN kleinen Gemeindcn bis jetzt
herrschte, beseitigt und aus der Welt geschaMt
werden. Im Igrößten TeH der kleinen Gemein­
den müssen die BÜl'germeister ja ihrem Beruf
nachgehen, sie sind Arbeiter, Landwirte, selb­
ständig Erwerbende und haben dia'her ni,cht leHe
tür die Verwaltung ,der Gemeinden notwendi!ge
Zei,t zlur Verfü!J,lung, sondern sie können immer
nur in den Abendstunden oder an Feiertagen
und Sonntagen dieser ihrer Aufgabe nach­
kommen. Es ist daher verständlich, daß diese
Menschen die ihnen allivertrauten Auf,gaben
nicht zeit,gerecht 'Und richtirg ausführen können.
Das muß sich zum Nachtleill der Bevölkerung
a:uswirkcn. Dieses Gesetz ist daher zu begrüßen,

Da d~e Hür,germeisternicht die Zeit haben,
sämtliche Verordnungen, Erlässe, Rundschrei­
ben, amtliche Nachrichten und Gesetze zu stu­
diepen, iSlt es so, diaß die Akten, wenn sie bei
der Gemei:ndeeinJrangen, nicht zeitigerecht und,
was noch SlchIechter ist, nicht richhg eriedilgt
werden können. Diese unrichHge, Ialligsame und
schleppende Erledigung wirkt sich am meisten
Zilllll Nachteil der Parteien aus, welche die Ge­
meinde in Anspruch Inehmcn müss,en. Dieses
Gesc'tz, weIches die Gemeinden errtlö!J,llicht, sich
l'U VerwaltungsgemeinschaHen zusammenzu­
schließen, be'deutet daher für die Gemeinden
einen grüßen Vorteil. Auch in den k,leinsten
Gemeinden köl1inen dann sämtliche an'flallenden
Arbeiten durch 'geschulte, goprüfte und wohl­
informierte Beamte erledi'gt werden. Der Bür­
germeisterhat ja selbstverständlich immer das
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Entscheidunrgspecht, aber die Vorarbeiten für
den Bür'germeister könnten diese Beamten
machen. Da die kleinen Gemeinden nicht in
der Lage sind, einen Beamten ZIU halten, wird
ihnen durch dieses. Gesetz die Möglichkeit ge­
boten, einen geschult,en Beamten zur Verfügung
zu haben, da die Kosten dieses Beamten auf
mehrel'e Gemeinden, die diese Verwaltungs­
gemeinschaft bilden, aufgeteilt werden.

In der Steiermark und im Burgenjand,
welche schon seit längerer Zeit die'se Ver'Wal­
tungsgemeinschaftenhaben, sind damit diE
besten Erf,aihrungen gemacht wordel1.

Es ist nur schade, 'daß aus diesem Ges,etz
nicht das wurde, was man sich vorgestellt hat.
Es wäre 'vielleicht von Vorteil ,gewesen, wenn
die La.ndesregierung die Möglichkeit gehabt
hätte, kleine Gemei'nden, bei denen die eben ge­
schilderten Nachteile bestehen, durch eine Ver­
ordnung zu veranlassen, daß sie eine Verwal­
tungs'gemeinschaft bilden.

Da durch dieses Gesetz alle daran Betei­
ligten _. Bevölkerung, Ämter lund Behörden ­
profitieren, begrüßen wir das Gesetz auf das
herzüchste. (Beifall bei dm Sozialistm.)

PRÄSIDENT: Die Red'nerliste ist ersc,hörft,
eIer Herr Berichterstatter hat ,das Schlußwort

BericMerstatter Abg. VESELY (Schlußwort):
Ich bitte Sie nochmals, dem Gesetz Ihre Zu­
stimmung zu geben.

PRÄSIDENT (nach Vornahme der Abstim­
Illun!.!.' über den Wortlaut des Gesef2;es, über
Titel und Einganr.; und über das Gesetz als
Ganzes sowie über den Antrag des Verfassungs­
ausschusses): A n 'g e n 0 m 'iIl e n.

Ich ersuche den Hen-n Abg. Fe h r i n ger,
die Verhandlung zur Zahl 142(3 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. fEHRINGER: 'Hohes
Haus! Ich habe namens des Verfassungsaus­
schusses über das Ersuchen des Bezil1ksgerichtes
Melk, Zahl U 922(50-2 vom 21. November
1950, betreUend Ausliefer:ung des Bundesrates
von NieeIerösterreich Josef AdlmannseeIer wegen
Ehren·beleidigung zu berichten.

Hoh'er Landtag! Das Bezirkslgericht Melk
übersendet den Akt U 922(50,bekeffend die
KI,age des Privatanklägers Karl Schmid, Amts­
rat, Vizebürg,ermeister der Stadt Melk, Dorfner­
straße 207, ~gegen den Belschuldi,gten, B~undes­

rat Jo'sef Adlmannseder, OberoHizial lund Ge­
meinderat der St~adt Melk, wegen Ehrenhelei­
digung mit ,dem Ersuchen, über das ge'gen den
Besch~uldi'g,t'Cll gestellte Ausliefcrungsbegehren
zu entscheiden.

Anl,aß zu dem Auslieferungsbegehrenbildet
_eine Rede, iClii,e der B,eschuldilgte, 'Bundesrat Adl­
mannseder, 'als Gemeinderat in der ,am 20. Ok-

• tobel' 1950 stattgefundenen öffentlichen Ge­
meil1deratssitzung der Stadt Melk g,ehalten und

in der dieser dem Privatanklä,ger Verletzung
seiner AmtspflIchten bei der DurcMühmng
eines Dienst'auftragesim Oktober 1949 anläß­
lich der Einschulung der Wahlzeugen und Bei­
sitzer für die Wah'l Z'U den gesetzgehenden Kör­
perschaften vo,pgeworfen hat.

Da die 'gegen den Pfi.vatal1kläger in öffent­
licher Sitzung vorgebrachte BeschulcIi,gung 'eIes
Amtsmißbrauches jeder Grundlage entbehre,
wider besseres Wissen ,ull1ld nur zu dem offen­
Ivundigen Zweck erfolgt sei, um ihn als Vize­
bürgermeister 'und öffentlichen Beamten z~u dis­
krediltieren, beantragt der Priva,tankläiger nach
durchgeführter Ausli'eferung des Beschuldi'gten
dessen Bestrafung wegen Obertretlung gegen
die Sicherheit der Ehre gemäß § 487 StG.

Der Verfassungsausschuß hat sich mit dieser
Al1Igelegenheitin drei Si tWil1'gen einlgehend be­
raten, uneI nach langer DebaHe ist die Mehr­
heit des VerfassUinlgsauschuSlse:s zu dem El1t­
schluß gekommen, ,dem Aus.lieferungshegehren
stattmgeben. Er stellt daher folgenden Antrag
(liest):

Der Ho'he Landtag wolle beschließen:
"Dem Begehr,en des Bezirksgerichtes Melk,

Zaihl U 922/50 2 vom 21. November 1951l,
betreffend A,uslieferung des Bundesrates von
Niederösterreich Jusef Adlmanl1scder wegen
Ehrenbeleidigung wird f'ollge gegeben."

Ich eriSuche das Hohe Haus, dem Antrag die
Zustimmung zu 'gehen.

PRAS,IiDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort Igelangt Herr Abg. Wo nd r a k

Abg. WONDRAK: IHohes li<).iUs! Die Mehr­
heit di'C'ses Landtages schickt sich an, einen
Antrag zu beschließen, vo'n dem wir die Über­
zeugung haben, daß er den gHI'ndsätz'lichen
Begriffen von der Immunität eines Abgeord­
neten in jeder Form widerspricht. Wenn wir
uns den Tatbest.and ansehen, so ist unbestritten,
daß es sich hicr um die Kritik des VOl'gehcns
eincs Abgeürdneten handelt, zu der man,
wie immer man auch die Dinge beurtei'len
mag, zweierlei Meinungen haben kainn. Un­
bestritten ist, daß eine Schulung der Wahl­
zeugen durch die z,uständigen Bezirksh3lupt­
mannschaften statt!gefunden hat, unbestritten
ist weiter, daß zu diesen Schulungen die Wahl­
zeugen eingela,den wurden. Im Motivenbericht
ist bereits klargestellt wOI'den, daß es der sich
angeblich beleidigt fühlende Amtsrat SC'hmid
gewesen ist, der veranlaßt hatte, daß diese
amtliche Schulung in der form beendet wur,de,
daß dann eine parteimäßige Schulung hegonnen
hat. Wir bestreiten niemandem dalS Recht ­
auch keinem Staats- und Landesanges,te1lten _,
für seine Überzeugung einzutreten und ihm
zweckdierilich erscheinende Vorträge z'u haJt.en.
Aber diese Zusammenkoppel'ung einer Schulung
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durch die Behörde mit einer sofort damuffol­
genden Parteischll'Iung gilbtnatürlich Anlaß _.
das kann niemand bestreiten -, die Sache mit
verschiedenen Augen zu sehen. Di,eses Vo,rgehen
wurde p.'un vom Bundesrat Adlmannseder kriti­
siert, und der Amtsrat Schmid fühlt sich dar.
über sehr, sehr beleidigt, 'und er hat daher die
Ehrenbeleidi,gungskkl'ge eingebnacht.

Bis jetzt ist es immer der Stolz eines jede!l
gesetzgebenden Hauses glewesen, daß derlei Kn­
tiken an ipgendeiner Verwaltungsstelle unter
allen Umständen durch die ImmunitM geschützt
werden. Es ist für uns lunverS<tä'ndiHch, daß man
aus eindeutig persönlichen und lok!albedil1'gt-cn
Verhältnissen hefalll's nun diese stolze Ver­
gangenheit und Tradition verläßt, und zwar
nur deswegen, weil man die Gelegenheit aus­
nützen will um einem unbeliebten politischen
GQgner etw;ls auszuwischen. Man will also hier
einen Beschluß durchsetzen, der die bisherige
Tradition einfach über den [-laufen wirft. Wir
sind davon überzeugt, deßes sich hier um eine
!okaleund persönliche Angelegenheit handelt.
Wenn man geoört hat, daß man geneigt wäre,
diese frag'e auch al1lders z'u lösen, wenn Adl­
man'llseder ,das oder jenes machen würde (Zwi­
<;clzenruf links: Hört.' Hört.'), so ist es für uns
erwiesen daß hier die Mehrheit eines Hauses
ei'ncn St~'nd'Punkt zu beziehen beginnt, der sic'h
für die Zukunft verhängnisvoll ,auSiwi'rken kann.
Wir können die Mehrhei!tnicht daran hindern,
diesen BescMuß zu flassen. 'Es ka:nn aber viel­
lekht vorkommen, daß in frühere'r oder späterer
Z'ukunft wi'eder ein solches Auslieferung'sbe­
fTehren ,fTesteIIt wi,rd und dann müssen wir 'uns
~orbeha~kn auch ,l;ier im Hohen Haus klar
'J.,Useinande:zusetzen, wie wir uns z'u demneuen
Begehren stellen werden.

Ich möchte an den Stolz ,der Ahgeor.dneten
appellier'en, diesem A'nvragnicht zuzusthnll1'en
und den AntTag des Berichterstatters a-bz'1l­
lehnen, weil ich überzcUigthi:n, daß es auf
keinen fall anlgeht, daß man Politik aus Rache
lind A'uslieferungsbegehren aus lokaler Oe­
hässigkeit beurteilt. WiT haben dar,auf Zll

acMen, daß das Recht der Ab:geo,rdneten zm
Kritik unter allen Unlständen gewahrt wird.
[m Ausschußwur'de Ibereits gesa,gt, daß die
Mehrheit di,esen Grundsatz auch einsieht, daß
a'ber in diesem f aB mit lungleichen Waffen ge­
kämpft wurde und sie sich daher zu diesem
Entschluß 'dUl'C'hringen 'mußte. Wir können
auch dieses Argument nicht 'genen lassen. Wir
sind der Meinung, daß man hier den Sachver­
h,alt objektiv aufzeigen muß, der darin beskht,
daß ein Mandatar ein zweifelhaftes Vopgehen
eines öffentlich Angestellten einer Kritik
unterzogen hat. Wenn wir ,auf diesem Wege
fortfahren, werden sich die AbgeordneLen aus

den kleinlichen Motiven heraus gegenseitig der
Mehrheit ausli'efern.

Ich möchte bitten, den Antmg des Bericht­
erstattem abz'U'lehnen, weil 'CI' der gmlZen poli­
tischen Tradition widerspricht. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg. S t a n g I e r.

Abg. STANGLER: Hoher LNldtag! Zu dem
ge;genständliohen Falle möchte ich vor allem
auf die Aus,fühwngen des Herrn Präsidenten
Wondrak folgendes entlgegnen. Selbstverständ­
lich stehen 'auch wir Verheter der Österrei­
:hischen Volksp:art'ei voH und ganz aluf dem
Standpunkt, daß 'ein Abgeordneter einer :gesetz­
g~benid!en ;Kö'I1persohaft 'C!len Schutz der Im­
munität genießen muß, weil er erst dadurch
sein Amt voll undg;anz im Interesse der
WäMer und im Interesse der Bevölkerung aus­
üben kann. Die Immullität ,gii1bt vo'r allem den
Arbgeordnekn die Mö,glichkeit, ZIU'stände der
Verwaltung Iwnd der igesetzigehendien Körper­
schaHen einer offenen Kritik zu unterzi'eh-en.
[mmunität bedeutet Schutz v'Ür iallem der Min­
derheit 'giegenüber der Mehrheit und der Re­
gierungsgewalt. :Das unterschreiben wir alles.
Aber wir glauben, daß Immunität kein Frei­
brief iSlt im politischen Kampf für Ehr'enbelei­
digunglen, für Rufmord, für Ehrabsühneidlung,
ja ,auch nicht für den VO'fwurf des Amtsmiß­
brauches. Denn wir glauben, daß auch -die Be­
völkerung kdn Interes'se hat, daß in eiiner
solchen f orlm in einer Oemeindestuhe Politilk
gemacht wird. Schließlich lund endlich hiat der
AhO'eO'rdnete der di'e Immunität 1000enießt, ,auchb· , ~

das Interesse der ImmunitätsträgleI' zu wa,hren,
sonst wird der Begriff der Immunität zu einer
Farce. Es darf niemand meinen, :unter dem
Schutz der Immunität sich alles erlauben zu
können, was dem normalen Staiatsbürger nicht
gestattet ist, da dieser ansonsten mit einer ge­
ric-hHichen BeJ,angung rechnen müßte.

Wir wend/en ,uns nur gegen den Mißhr:auch
der Immunität, weil wir aus ,demokratischer
Gesinnung heraus (Heiterkeit bei den So­
zialisten) einen 3nständi!gen,fair,en politischen
K,ampf führen wollen. Das gilt für den Land­
tag, das 'gilt für den Nationalrat, das Igiltnach
unserer Meinung aber auch für jede Gemeinde.
st!uhe. Der Mandatar der Gemeinde 'hat aluch
in der Oemeindestube ei'nell fiairen politischen
K,ampf zu führen, ohne persönlich gehäSiSig zu
werden.

Besonders schwierig wird der f,alI dann,
wenn in einer Qemeindestube unglei,che Ver­
hältnisse dadurch gegeben sind, daß ein Oe­
meinderat den Schutz der Immunität genießt
und alle anderen nicht. Das ist ein ungleicher
Kampf. Die Gemeinderäte ~- ganz gleich, 'l:l'ln
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durch den zuständigen Büpgermeister. Vorher
war schon festgesteHt wonden, daß an diesem
SamstagnachmHtag,um den es sich hier han·
delt, ein Vertreter unserer PaTt'ei die Orts­
funktionäre unserer Partei für die Wahl ein­
schulen wird. Es war hier ein zlufälliges Zu­
sammentreffen zweier Veranstaltungen. Der
Vertreter unserer Partei, ,der hier genannte
Amtsrat K,arl Schmid, ist an seinem dienst­
freien Samstagnachmittag in ,diese Gemei\nde
gekommen, um hier den Al1beitsauftmg seiner
Partei zu erfüllen. Er hat mit sein",r Schulungs­
arbeit begonnen, nachd~m der Bürgermeister
fest:gestelH hat, daß die Besprechung der Ge­
meindefunktionäre beendet ist. Amtsrat Schmid
ist nicht zu einer ,amtlichen Schulung ge­
kommen, sondern z'u einer Parteischul\u:ng. Er
hat das auch ei,ndeutig festgestdlt. Hier han­
delt es sich um eine bewußte Verdrehung, wenn
man sagt, daß der Amtsrat Sthmid seine Amts­
stellung ausgenützt habe, denn vo<oallem An­
fang an wurde das vollständig klargelegt. Es
ist, wie auch vom Sprecher Ihrer Partei fest­
gesteHt wrurde, das Recht jedes Beamten, hl
"einer freizeit auch seiner politischen Gesin­
nung entsprechend z'u arbeiten.

Hier darf nkht der Wunsch des Betroffenen
ausschlaggebend sein. Der Behoffene ist in
diesem fall Bundiesmt Adlmanl1'seder. 1'111
c:rsten fall -- - ich stelle das nochmals fest ­
war er selbst 'für seine Ausliefenung. Im zweiten
FaN will er dies'e Ausliefe11Ul1'g nicht, obwo'hl
der zweite fall ganz genau auf den emten
Bezug nimmt. Seine zweit'e Ä'ußerungrichtete
sich ja auf die Debatte des ersten FaHes. Er
erkläde in der Begründung, warum er diesen
Angriff gegen den Vizebür,germeister und Ge­
meinderat Schmid gerichtet 'hat, daß Amtsmt
Schmid seine Amtspflichten anscheinend über­
haupt nicht sehr ernst genommen habe. 'Das
dürfen wir uns nicht bieten lassen.

Es ma\g für den Herrn Bundesrat Adlmanns­
edel' jetztunang1eneh'l11 sein, daß er für diese
Worte einstehen muß und daß er seine Worte,
so wie jeder andere Gemeinder:at, 'sei das in
Melk oder sonstwo, a\uch vor der Öffentlichkeit
vertreten muß. Es geht uns letztlich damm,
daß wir unserem Volk auch einen würdi'gen,
fairen politischen K;ampf, eine faire pohtische
Auseinandersebung zeigen, und nicht im
Schutze der Immunität - ich möchte das noch
einmal feststellen - hi'er einen pohüschen
Kampf führen, für den ,dias Volk gerade in
-dieser Notzeit kein Verständnis hat.

Ich darf abschließend dazu noch fol,gendes
sagen: Immunität ja, meine Herren, Schutz der
Abgeordneten in ihrer Tätigkeit }a, aber kein
g'C'11ässiger Kampf, keine Ehrabsch11'eidung, kein
Rufmol'd unter dem Schutze der Immunität I

(Lalldeslrallptmallllstellvertreter Popp: Das

welohen Gemeinderat es sich im konkreten fall
handelt --- müßten eben auf die allgemeine Sitte
und OpdlllUing Rücksicht nehmen, die im öfif'ent­
lichen Lehen notwendig sind. Es darf nicht so
sein, daß der eine sich praktisch alles erlauben
könnte, weil er sich hi'nter dem Schutzmantel
der Immunität ve11bergen kann.

So ist es auch in diesem konkreten fall. Ich
darf daz'u auch ,anführen, daß di'eses zrwei te
AuslieferungSibegehren :iJl ei'liem 'ursächlichen
Z'usammenhang mit dem ersten steht. Denn die
zweite Kl'age, die hier ei:ngebmcht wur,de, hat
ihren Gwnd ,darin, daß der Herr Bundesrat
Adlmann\S<eder im Melker Gemeinder:at unter
BeZUIgnahme auf die Beschuldi<gungen, für die
er schon ausgeliefert wurde, n'Ü'ch eine :neue
Verdächtigung gegen den Klä\ger 'ausspricht
und erMärt, dieser schei'ne seine Amtspflichten
seit jeheI' oberflächlich zu nehmen. Es ist das
glute Recht des Gemeinderates Schmid, diaß er
sich gegen sokhe Verdächtiglungen wehrt' Eine
andere Möglichkeit hat er Ilikht; ler muß zu
Gericht Igehen, um seine Amtsehr,C' VOT ,der
öffentlichkeit wiederherstellen zu l~önnen. EI
konnte sich diesen Vorwul'f der schlechten Amts­
führung oder der Vemachlässi!giUlngseinel1 Amts­
pflichten nicht gef<aUen lassen. Er mußte für
seine Amtsehre eintreten.

Nun darf ich ,aber dem Herrn Ahg. Wondrak
entgegen, der sagt, man müßte ,hi'er 'von Rache
und Gehässigkeit sprechen, wenn man von der
bisherigen Gepflo,genheit abginlge. Ich darf
hierzu erwider:n, daß der Lmldta,g ÜI: einer
seiner letzten Sitzunigen die Auslieferung des
Bundesrates Adlmannseder hesc\hlossen hat,
für we'1che dieser seIhst gewesen ist. Auch die
zweite große Pmtei dieses Hauses hat also ida­
mals für die Auslieferung ,gesNmmt. Meine
fi'eITen, da müssen wir Lin;ie bewahHn und
Linie ,halten. (Landeshallptmannstellvertreter
Popp: Dann verstehl'!l Sie die Vorlaf!.e nit:ht!)
Das erste Mal ja, und das zweite Mal nein,
das 'ist nach unserer Meinung unmö,glich.
(Zwischenrufe. - Der Präsident r::ibt das
Glockenzeichen.)

Wir haben im Ausschuß auch fest:gest'Cllt,
daß die zweite Frage in ,ursächlichem Zusam­
mwhang mit der anderen Fmge steht. Jeder
objektive Betrachter muß das zu,geben. Und
wenn wir Linie behalten sollen, dann müssen
wir auch in dieser frage :genau 'so Stelh1'llg
nehmen wie beim ersten A'usliefenmgsbegehren

Ich darf also konkret feststellen: Es ist Hn­
richtig, wenn er'klärt wird, daß bei der Schu­
lung für die Wahlen eine Vermengung von
amtlicher und parteihcher Schulung stattge­
funden hat. Erstens hat es sich nicht um eine
Schulung durch einen Beauftr,a,gten der Be­
zirkshauptmannschaft gehandelt, sondern um
cinceinfache Aufklärung der Oriswahlbehörcle
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kommt alles in das Stenog:raphisclze Protokoll!)
Dafür hat niemand Verständnis. Vor allem
müssen wi'r eine Linie einhi3'lten. Wir haben im
ersten FaH, der in ursäc'hlichem Zusammen­
hang mit dem zweiten F a11 steht,ei!nheitlich
beschlossen, dem Auslieferungs'begehren statt­
zugeben; dann ,gehen wir diesen We,g weiter
und geben auch für den zweiten Fa11unsere
Zustimmung. Ich sage noch einmal: Immunität
ja, aber keinen Freibrief für :einen politischen
Kmllpf, den wir nicht verstehen und den auch
niemand verstehen kann.

In diesem Sinne habe ich I,hnen die A,uHas­
sung meiner Fraktion da1'!gelegt und hof,fe, daß
Sie das auch würdigen werden. (Heiterkeit bei
den Sozialisten.) Wenn Sie so sehr von Demo­
kmtie reden --- wir nehmen es von Ihnen emst
~ dann müssen auch Sie zur K,enntnis nehmen,
daß es uns mit 'unseren demokr,atischen Be­
strebungen ebenso ernst ist. Dazu gehört aber
auch ei'n fairer politischer Kampf, aber kein
unfairer Kampf unter dem Schutz der Immu­
nität, den niemand verstehen k,ann. Wir werden
für den Antrag des Herrn Berichterstatters
stimmen. (Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄSI<DENT: Die Rednerliste ist erschöpft;
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. ,fEHRINGER (Schlu/i­
wort): Ich habe Ihnen den Antrag des Vedas­
sungsa'llsschussesbel1eits zur Kenntnis 'ge­
brac,ht und ich bitte den Herrn Präsidenten um
die Abstimmung.

PRÄSltDENT (Abstimmung): A n g e-
n 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Ahg. 'Fmnz Mü11ner,
die Verhandlung zur Zahl 137 einzuleiten.

Berich terst,aHer Abg. Fmnz MOLLNER:
Hoher Landtag! Ich habe 'namens des Wirt­
schaftsausschusses über den Antrag der Ab·
geol'dnden Tatzber, Vesely, Staffa, Eckhart,
Wenger, Nimetz und Genossen, betrefifend die
Errichtung einer Landeslanstialt "Niederöster­
rei,chiscihe Lan:dmaschinenhilfe" zu berichten.

Die T,echnisierung und Motorisierung der
LandwiTtschaft hat in den letzten Jahrzehnten
auch in Öst!en:eich bedeutende Fortschritte ge­
macht. Die Erkenntnis, daß die Verwendung
der Maschine auch bei der Bearbeit1ung des
Bodens und der vom Landwirt vorgenommenen
ersten Bearbeitung der landwirtschaHlichen Er­
zeugn~sse Zeit und damit Kosten 'erspart, hat
in weite bäuerliche Kreise Eing,ang gefunden.
Die Landarbeit wird aber mit Hilfe der Ma­
schinen nieht nur erleichtert und besc'hJeunigt,
sie wirkt vielmehr durch die rationeHe Arbeits­
weise auch erzeugungssteigernd und bietet
wenigstens einen teilweiscn Ersatz für das
heute in der Landwirtschaft so st:ank in Er­
scheinung tretende Fehlen von Arbeitskräften_

Die ETleichteirung der Landwirtschaftsarbeit ist
schließlich 'geei!gnet, die weitere Abw,anderung
vom Land einzudämmen. So sehr auch die Vor~

züge der Verwendung der Landmaschinen all­
gemein enkannt werden, ebenso groß sind die
Hemrrmisse, die sich der Verwirklichung der
Durchführung der Technisierung vor ,allem im
bä1uerlichen Mittel- und Kleinbetrieb ent.gegen­
stellen. Der mittlere bäuerliche Betrieb ist in­
folge der heute bestehenden Kapitalknappheit
nicht mehr in der Lage, die für die Anschaf­
fungnöti'gen Beträge aufzubringen. Zum Teil
ist auch infolge der mangelinden Größe des Be­
triebes eine dauernde Verwendung der Ma­
schinen nicht möglich und sind diese daher
nicht mehr rentabel. Diesc!Erscheinunglen geHen
um so mehr für den bäuerlichen K'leinbetrieb.
Trotzdem kann auch für sie die Verwendung
der Landmaschinen von großem Nutzen sein,
wenn eine Institution ins Leben gerufen wi'rd,
die es ermöglicht, daß die Landmaschinen VOll

einer Igröß,eren Anzahl bäuerlicher Besitzer ge·
meinsam benützt werden. Diese Einni,chtung
könnte durch die Gnündung einer "Niederöster­
reichischen LandmaschinenhiHe" g'C'sch.af,fcn
werden. Die Landmaschinenhilfe wäre vom
Land Niederösterrelich als eine Anstalt öffent­
lichen Recht,s ins Leben zu rufen lund du:r<:h
Beiträge des Landes zu dotieren. Ihr Zweck
bestünde darin, größere Landmaschinen an­
z,uschaHen und diese im Wege von Maschinen­
höfen der Interessentengemeinschaft von bäuer­
lichen Besitzern gegen Entrichtung einer Be­
nützoul1igsgebühr zur Verfü.gung zu stellen. An­
dere Länder sind bereits an die Errichtung
solcher Maschinenst,ationengeschritten. Die E1'­

richtung dieser Landesanstalt "Niederö'Ster­
michische Landmaschi'nenhiHe" sollte dlurch ein
Landesgesdz erfolgen, wobei die nähere Aus­
führung ei,ner im Vem'rd'nul1'gswege zu erlas­
senden Satzung und 'einer MaschinenbeniÜt­
wngsordnung vorbehalten werden könnte.

:Der Wirtsl'haftsausschuß hat sich mit dem
Antr,a,g der genannten AhgeO'rdl1'eten heschäf­
tigt und i'hnin seiner Sitzung vom 13. De­
wmber 1950 ahgelehnt Der Antra:g des Wirt­
schaftsausschusses lautet daher (liest):

Der Hohe Landtlag wolle hesehEeßen :
"Der Antrag der Abg. T!atzber, Vesely,

Staffa, Eckhart, Wenger, Ni'l11etz und'Oenossen,
bekeffend die Errichtung einer Landesa'l1'stalt
,Niederösterreichische Landmaschinenhil fe' wi,rd
abgelehnt."

PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
\XIorte gelangt der Herr Aibg. Tat z b er.

Abg. TATZIBER: ,Hoher Lanidtaig! Aus der
Begründung des sozialistischen Antmges haben
Sie gehört, w,as die AntmgsteHer damit be­
zwecken wollten. Sie haben ,gehört, .daß die
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lieh sein, ,denn sie wollen mitkommen heim Auf­
stieg ,der österreichischen Landwirtschaft.

Ich bin der Ansicht, daß die ,Mehrheit dieses
Hauses ganz bestimmt diese Notwendigkeit a:1­
erkennt, daß sie aber vielleicht ein,en anderen
Weg 'wählen will. Aber da müssen S'ie mit der
f ar,be heraus. Wenn Sie die Notwendi'gkeita ll­

erkennen, 'gegen den Antragaiber sind, so
müssen wir sa'gen, daß es politische Oründe
g,eben muß, die verhindern soHen, daß diesen
Menschen gehoHen wiTd.

Wenn wir den kleinen Landwirten neuzeit­
liche Geräte lund Maschinen z.ur Verfügung
stellen, so machen wir sie auch wirtschaftlich
f'reier,und diese wirtschaftliche Freiheit braucht
Österreich. Ich glau'be, daß die Masse der
kleinen und mittleren Hauern ein :Faktor ist,
dergefö'rdert werden muß.. Es ist nur Stück­
werk, wenn die Landwirtschaft auf der einen
Seite subvelltioniert 'wird, aUl.f der anderen Seite
aber die Masse der kleinen LandwiTte von
diesen S'ubventiünen nichts hat, weil sie sich
damit die Maschinen nicht kaufen kann. Aus
diesem Grunde ist unser Antrag wichüg und
soHte follgerichtig auch durchgeflührt werden.
Wenn es draußen nüch viele Landwirte gibt,
die noch mit der Hand säen und jedem Körn­
chen Samen nachlaufen, dann sehen Sie, wie
notwendig eine Sämaschine ist und wie ri:chhg
die oE inführul1ig der Landes-Landwirtschaftskam­
mer ist, Sämaschinen hinauszugeben. >Der Land­
wirt und 'Bauer weiß, welcher Unterschied es
ist, mit der Hand oder mit Maschinen zu säen.
Wenn wir daher die kleinen und mittleren
Bauern in den Produktionsprozeß einschalten
wo1llen, dann wird uns nichts übrigblei'hen, 'als
Maschi'l1'enhöfe anzulegen. Schauen wir in das
Kärntnerlall'd. Dort 'ist die ganze bäuerliche
l3evölkewng voll des Lobes über diese Ma­
schinenhöfe. Gewiß gibt es Menschen, ,die ,davon
nichts wissen wollen. Aber es sind dies die
Herren vom Bauerubund in Kärnt,en, die da
irg,endwie einI-Iaar in der S.uppe gefunden
haben, aber auch wi'ederl1'm Iliuraus politisühen
Gründen. Sie ersehen also daraus, daß Sie der
österreichischen Landwirtschaft Ik'einen guten
Dienst erwe'isen, wenn Sie unseroen Antmg nur
alls politischen GllÜndenaihlehnen. Wir müssen
alles unternehmen, daß die Kilein- und Mittel­
bauern ehenfalls zum Ziele kommen. Wenn wir
die wirtschaftliche Freiheit Österroei,chs er­
kämpfen wollen, dann müssen wir auch diese
Menschen wirtschaft\;ichföI'dern. Wenn wir das
machen, dann werden w.ir vielen tausenden
Menschen, die im Schweiße i'hroes Angesichts
di;eösteflreichisohe Er,de bearbeiten, helfen, und
sie dazu bringen, daß sie in dem Produktions·
proz,eß mitgehen können, nicht aber dadurch,
daß ihre Rücken durch die Arbeit noch ,krum­
\11\'1' werden, sondern dadurch, daß sie bei

Technisierung :und Mechanisierung der Land­
wirtschaft immer weitere fortschritte macht,
und dieser Antrag so'11 eben einer gewissen
GfiUppe unserer Landwirtschaft, nämlich den
ärmsten Bauern, ,helfen, da sie nicht in der
Lag'e sind, sich die notwendigen Maschinen
selbst zu kaufen. Die Dinge liegen so, daß es
unter Umständen, selbst wenn der betreffende
Landwirt die Mittel hätte, ulwentabelund
zwecklos wäre, diese temen Maschinen in
seinem kleinen Betri~b einzusetzen, weil sie sich
nicht amorHsieren können. Es hätte also für
sie keinen Zweck, so viel Geld auszugeben. Um
diesem Umstande abzuhelfen, sollen nun Land·
wirten, die sich selbst nicht helfen können,
durch Unterstützung in Form der Maschinen­
h'Öfe die notwendigen Geräte 'und Maschinen
zur Verfügung Igestcat werden. Wir sind der
Ansicht, daß es nur Stückwerk wäre, wenn man
den einen oder den anderen Landwirt oder v,iel­
leicht ei'ne kleil1'e Gruppe von Landwirten für
diesen Zweck subventionier,en woHte, 'denn da­
mit würde der Landwirtschaft nicht geholfen
werden. Denn wir wollen auch die kleinen und
mitfieren Landwirte in der großen iEntwicklung,
welche die Landwirtschaft mitmacht, unter­
stützen. Dur,ch eine Landesanstailt soll eben
diesen Landwirten die MÖglHchkeit geboten
welrden, lau der Technisierung und Motori­
sierung der Landwirtschaft teilzunehmen. Da­
durch wird auch eine VerbiHig,ung der land­
wirtschaftlichen Produkte sowi'e eine Stei­
gerung der Produktion mÖiglich 'sein. Daß hei
den kleinen und mittleren landwirtschaftilichen
Betrieben die notwendigen Mittel zur Anschaf­
fung landwirtschaftlicher Maschinen ni,cht vor­
handen sind, beweist schon der Umstland, daß

'man e'il1'Cr Suhventionierung für diesen Zweck
aA'lerorts nachläuft. Die L'a'l1'dwirtschaftskamnl~r

hat in einem Entwurf an das Landwirtschafts·
mill'isteriulllI unter ander,emauch eine Post von
400 Sämaschinen eingesetzt. Diese 400 Sä­
maschinen saHen aber l1iur in Gegenden ein­
gesetzt werden, wo solche Maschinen nur in
ganz geringfügi,ger Anzahl vorhanden sind.
Das ist auch ein Beweis, daß 'Unser Antmg
richtig ist und daß er sonst 'nichts bezwecken
will, als diesen Menschen zu heHen.

Wü 'glauben auch, daß diesen Leut'en durch
ehe Technisierung etwas an Arbeit genommen
wird. So wie der 'größere Landwirt und Bauer
die Anbeitskräfte nicht hat und sie daher durch
die M.aschinen ersetzen muß, so ist ,das auch
bei den kleinen LandwiTten notwendi:g. Si<'
brauchen die Gerät,e 'und Maschinen, lund wenn
sie diese nicht haben, sie arber dennoch im Pro­
duktionsprozeß weiter mitkommen wollen, so
werden i~hre Rücken noch krummer werden, 'als
sie durch 'lauter Arbeit ohnehin schon sind. Wir
müssen ihnen daher auf diesem Gehiete hehiH-
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• Ileichterer Arbeit in wirtschafHicher Freiheit
lebeIl können.

Wir können daher dem A,ntrag des Bericht­
erstatters auf Ahlehnung nicht zustimmen, SO'Il­
dern wir werden unscpen Antrag weiterhin im
Auge behalten. (Beifall bei den SozialistCll.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Abgeord­
neter W e 'g e r e r.

Abg. WEGERER: Hohes Haus! Di!e Errich­
tung von Maschincuhöfien sieht sich ganz schön
an, ist aber bei uns in Niederöster:reic'h sehr
schwer durchführbar. Der Herr Abg. Tatzlber
hat erwähnt, daß in Kärnten schon Maschinen·
höfe eingerichtet sind. Kärnten ist mit Nieder­
österreich nicht zu vergleichen. Wer schon
öfter in Kämten war, weiß, daß in Kärnten
die Güter zusammeJ1igelegt sind, während bei
ullisin Niederösterreich der größte Teil noch
in Parzellen aufgeteilt ist., Zuerst muß die
Kommassierung durchgeführt werden, dann
erst können Maschinenhöfe errichtet werden.

Jeder erfahrene praktische Landwirt weiß,
daß er bei Parzellenlage neben dem Traktor,
dem Anhängepflug und den anderen landwirt­
schaftlichen Maschinen auch noch mit dem Ge­
spannpflug hinten nachgehen muß, denn er
könnte seine Parzel'le Sonst nicht zlurGänze
ausilnheiterr. Und wenn der Nachlbar schO'n ge­
baut hat, wÜI'de er Schaden anrichten, und das
würde eventuell Gerichtsverhandlungen zur
Fo'lge haben.

Zusammenfassend möchte ich erklären: Zu­
erst Durchführun~g der Kommassierungcn in
unserem Heimatland, dann erst ,künnen wir zur
Erl1ichtung von Maschinenhöfen schreiten. Die
Erfahrung zei1gt, daß während des Krieges di'e
Maschinengemeinschaften wie die Schwammerl
aus der Erde 'gewachsen sind. Wie lange haben
sich diese Maschinengemeinsch'aften bewä,h rt?
Jeder hat die Maschine aus dem Schupfen
heraus'gezog,en, wenn er sie ;brauchte, hat seime
Arbeit vierrichtet und dann di,e Maschine wie­
der hineingestellt. Die Maschinen si,ndni0ht
entstaubt und nur schlecht geschmiert worden,
und llach einereinzi'gen V'erwendung waren die
Maschinen unbrauchbar. Ich weiß aus 'ei,gener
Erfahrung, daß die Mittel- und Gmßhetriebe
schon 25 und 30 Jahre mit ihr,en Maschinen
arbeiten, wä'hrend die Maschinengemeinschaften
aus der Kriegszeit schon verfallen silnd.

Nochmals: Zuerst Kommassierung und dann
erst ErricMung von Maschinenhöfen! (Beifall
bei der Volkspartei.)

. PRÄSIDENT: Die Redl1'er1liste ist erschöpft,
der Herr Berichterstaner hat das Schl1ußwort.

Berichterstatter Abg. Franz MÜLLNf:R
(Sdzlu()wort): Sie haben die verschiedelll'n
Stellungnahmen gehört. !eh möchte nUJ]lmehr

den Herrn Vorsitzenden bitten,. über meinen
Antrag abstimmen zu laSSel1.

PRÄSIDENT'(Abstimlllung): Ich kO~lst'a­

tiere die Annahme des Antrages des Wirtschafts­
ausschusses. (Landeshauptmannstellvertreter
Popp: Das ist Solidarismus. --- Ruf bei der
Volkspartei: Kein politisches Eintlmckschin­
dm.') Wir gelangen zur Beratung der Nach­
tragstagesordnlUll'g. Ich ersuche den Herrn Ab­
geordneten K re iIl'e r, die Verhandlung zu
Zahl 154 einzuleiten.

Berrichterstatter Abg. KREINER: Hohes
Haus! Ich habe namens des gemeinsamen
Schul- und Finanz,ausschusses über di{'
Vorl age der Landesregierung, hetreHend den
Voranschlag des Schulbaufoil1dsfür Nieder­
öst'erreich für das Jahr 1951 zu berichten

Wirhabl'n ,heute den Voranschlag des Schul­
baufonds zu genehmige'n. Dieser Voranschlag
sieht auf der Einnahmenseite einen B.eitrag des
Landes in der Höhe von 2,500.000 S vor, das
bedeutet gegenüber dem Vorj'ahre ehle Er­
hÖ'hung um 400.000 S. Diese Erhöhung hat
sich dadurch er'geben, daß das Jahr,esbaupro­
gramm für 1951 umfangreicher ,geworden ist,
aber auch die Inanspruchnahme von seit'en der
Gemeinden e:ine 'größ,ere war.

Die dem Schulbaufonds zufließenden 20 Pro­
zent der 'an Gemei'nden und Gemeindeverbände
zu gewährenden Beda,rfszuweisu'l1lgen wur,dien
mit 3,800.000 S veranschlagt, da das Gesamt­
aufkommen für 1951 mit mnd 19,000.000 S
beziffert wird.

Die im Jahre 1951 fälligen Tilgungsraten
für bel'eits gewährte uITverzinsHche Schulhau­
darlehen belaufen sich für den IFälligikeitstermirtl
pro 1. Jänner 1951aUlf 180.910 S und für den
FäHigkeitster'l11in pro 1. Juli 1951 auf 34.2105.

Dem Gesamteil1gang von 8,438.000 S stehen
im Ausgang gegenüber:

Der übernommene Zi,nsen- und Tilgungs­
dienst für von Gemeinden auf,genoll11'merrc
Schulbaudarlehen1ll'it rund 122.000 S, S9 daß
im Jahre 195 I für die Gewährung von Schul­
bauheihilfen ein Betrag von 8,316.000 S ver­
bleibt.

Dergmneirtlsame Schtl'!- und Finanzausschuß
stellt an den Hohen Landtag fol,genden An­
trag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

,,1. Der Voranschlag des ,Schulbaufondis für
Niedel'ö'Sterreich für das Jahr 1951 wi,rd:lge­
nehmigt.

2. Falls die gemäß § 2 lit b), c) und d)
desSc1hulibaufO'ndSigesetzes, LOBl. Nr. 55/1949,
dem SchUllbaufünds für Niederösterreich z,u­
fließenden Mittel die im Voranschlag des Schul­
bawfonds für da's' Jahr 195 I vorgesif~henen Be-
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träge überschreiten, wird die Landesregierung
ermächtigt, bis zur vollen Höhe di'eser Ein­
nahmen durch Gewährung weiterer Schulbau­
be1i>hilfen zu verfügen."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort gelangt Herr Aibg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPISCHIL Hoher Laindtag! Der
Voranschlag zum Schulbaufonds für 1951
zeigt, daß auch im Jahre 1951 die Gemeinden,
wie man schon bis,her leider feststellen mußte,
die größten Opfer zum Wiederaufbau, ZUlll
Neubau und zur Instandsdz1ung der Schulen
zu tragen haben weI,den. Es wird zwar ,im § 2
des Schulbaufondsgesetzes vom 6. Juli 1949
davon gesprochen, daß auch etwaige Beiträge
des Bundes zu diesen Mitteln fließ'en. Ich habe
im Finanz- und Schula}lsschuß schon die Fra1gc
gesteHt, ob solche Beiträge dem Lande SChOll
zugeflossen sind. Diese frage wurde verneint.
und der Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp hat darauf 'hingewiesen, daß diese Be­
stimmuI1lg nur eine theoretische Bestimmung ist.
Ich erlaube mir ,da'raufhin zu bemerken, daß
mit theordischen Bestimmungen den Gemeinden
bei der Bewälti'gung di,eser sehr ernsten Pro­
bleme wcni'g ,geholfen sein wird,dcnn die Ge­
meinden haben schon bisher v,eogehlich auf eine
wÜ1ksame Unterstützung beim Neubau von
Schulen .gewartet. Twtzdem wurde aber der
g!"ößte Teil der kriegszerstörten Schulen und
Kindergräten wiooeraufgebaut und ,das ge­
schah ohne Zweifel in erster ,Linie auf Grund
der großen Leistungen der Gemeinden, nicht
aber des Bundes. Die fo']ge davon war, daß
viele Gemeinden oder diF meisten von ihnen
den Weg der Verschuldung auf lange Jahre
gehen mußten. Wenn der bis'herige Wiederauf­
bau der kriegszerstörkn Schulen und Kinder­
gärt,en in Niederöst'erreich einen Gesamtauf­
wand von 38 Millionen SchilIinjg beanspruchte,
So muß allein schon die Höhe dieses Betrages
den Bund verpflichten, die niedrerösterreichischen
Gemeinden, die den Kampf geg,en die Not des
Schulrau'llles zu führen haben, wirklich wirk­
sam zu 'unterstüt'zen. feststeht weiter, ,daß
schon eülmal in diesem Hause - und zwar
bei den Berabungen für das Budget 1950 ­
ei,n ei'llmüti'ger Beschluß gefaßt wurde, mit
welchem die Landesregierung aufgefordert
wUJ1de, von der Bundesregierung Beiträge für
den Neubau 'und die \Viedepinstandsetzung der
Schulen zu verlangen. Nach dem Motiven­
bericht 1949 wurde ein Schulbauprogramm
projektiert, wonach 10() SC'hulenmit Zubauten
sowie Kindergärten mit einem Gesamtauifwand
von 150 Millionen SchiHinlgerstelIt werden
sollen. Wenn man dabei bedenkt, daß in der
Zwischenzeit die Baukosten wesent:lich ge-

stiegen sind, so zeigt dieses Projekt, was in
Niederösterreich noch notwendig wäre, um mit
dem Problem der Schul·raumnot fertigzuwer­
den. Wenn die diesjährigen MiUel des Schul­
baufonds um 500.000 S vermehrt sind, und
wenn wir dazu in Betracht ziehen, daß die
Baukosten gestiegen sind, so ergibt sich ein
Resultat, das dahingehend beleuchtet werden
muß, daß sich eine geriIlgereLeistunigsfähigkeit
des fonds ergibt. Daraus er!gibt sich aber noch
weiter, daß der Wechselunterricht in vi,elen
ni'ederösterreichischen Gemeinden fortgesetzt
werden muß und daß daher ein unzur6chendes
ßiildungsniveau sowie eine Gefährdung der Ge­
slundheit der Kinder in den Schulen die Folge
sein wipd. Ganz besonders nachteililg wirkt sich
das fehlen der Hauptschulen aus, ein Um­
stand, der keineswegs dazu geeignet ist, daß
das Bi!ldungsniveau der Schüler gehoben ,und
daß vor allem den Anf-orderungen des mo­
dernen Gewerbes Rechnung getragen wild. Es
kann IkeinesfaHs im Interesse des Landes oder
der Bevölkerung liegen, daß die Zahl ,der Hilfs­
aribeitel' dadurch größer wird.

Alles in aHemfasse 'ich zlusammen, daß der
Schulbaufondsvoranschlag, so wie er hier vor­
liegt, unzureichend i'st lund daß der Bund bi,.;
jetzt das Land 'gerade in dies,er eminent wich­
tigen frage vollkommen im Stiche 'gdassea
hat. Aber auc:h im Hinblick auf die Arbeits­
beschaffung glaube ich, daß eine wirksame
Hüfe des Bundes dazu geei!gln'Ct wäre, die Ar­
beitslosigkeit in Niederösterr'eich, die ,in einem
eI'schreckenden Ausmaß gestiegen ist, einzu­
dämmen. Es ist ja allgemein bekannt, daß am
31. Dezember 1949 in Niederösterreich 25.645
Arbeitslose gezählt wurden, während wir in
diesem 1'ahr zum gleichen Zeitpunkt 36.786
Arbeitslose zählen mußten. Diese Gegenüber­
stellung zeigt also 'eine 44prozentige Steigerung
der Arbeitslosi,gkeit. Ei'ne wirksame Unterstüt­
zung eies Bundes bei der Schulhautäüg'keit ,des
Landes oder der Gemeinden würde also auch
die Arbeitslosigkeit im Lande entsprechend ver­
mindern.

Tch erlau'be mir daher am Schluß meiner
Ausfühpuugen ei'nen Antriag zu stellen, der
schon einmal in diesem ,Hause gestellt und
auch einstitmmig beschlossen wurde (liest):

"Der Hohe Landtag woHe beschließen:
Die Landesregierunig wird auf'gefordert, vom

Bund neuerlich die Übernahme der Kastell für
den Wiederaufbau der kriegszerstörten Sch'lden
in Niederösterreich zu veTlan~en."

PRÄS'TDENT: Zum Worte gelangt I-krr
Abg. I-I i I gar t h.

Ahg. HI-LGARTIi: Hohes Haus! Die frage
des Schulhaufonds für Niederösterreich wird
jedes Jahr am Eingang des Jahres zur De-
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batte stehen. Wir ha'ben mit diesem Gesetz, das
vor 'etlichen Jahren 'hier einstimmig beschlossen
wurde, eine Grundlage, um jenen Gemeinden,
die es dring,end 'nohvendighaben, ,ihre Schul­
gebäude zu erneuern, eine winksame ailfe an­
gedeihen zu lassen. Wir haben bereits bei der
Budgetverhandlung über die Quellen di'eses
Schulhaufonds gesprochen und -haben -darauf
verwiesen, daß namenfilich die Gemeinden un­
geheure Opfer für ihr,e Jugend bringen. Wir
haben aber dabei auch {he erfreuhche f est­
stellung gemacht, daß in Niederösterreich
bis auf zwei kleine Schulgebäude alle anderen,
die durch den Krieg zerstört wurden, wieder
instandgesetzt sind. Wenn wir auch anerkennen,
daß es in Niederösterreich sehr viele Schul­
gebäude gibt, die den modernen Anforderlung~n

nicht entsprechen, so müssen wir aber auch auf
diesem Gebiete feststellen, daß namenHich durch
die Auswirkungen des Schulbaufonclsgesetzes
auch hier ganz bedeut'ende Vel1besseriUngen in
den letzten Jahren vor,genommen wurden und
daß wir heute vor der T,atsache stehen, d;lß
sich Niederösterreich mit den übrigen Bundes­
ländern, die hier in einer wesentlich besseren
Lage sind, vollkommen messen kann.

Ersparen Sie mir, hier eine Statistik über
c1iebereits durchgef'ührtenund über die
jetzt in Durchführung begriffenen sowie
über die im kommenden Jahr noch durchzu­
führenden Arbeiten z-ugeben. Aber 'ich glC!ube,
daß der Herr Abg. Pospischil bei seiDen
Ausführung'Cll zu di'esem Kapitel sein Haupt­
augenmerk haupt'sächlich einem Pmlkt widmete,
und das ist die UnterstütZ'Ung Ides Schulbau­
fonds durch den Bund, Hohes Haus! Es ist
eine bekannte Tatsache, daß nach dem Gesetz
die Gemeinden für das Pflichtscbulwesen in
sachlicher IBeziehung aufzukommen haben. Dem
Landtag kann es ,unmöglich zukommen, hi,~r­

über einen weiteren 'BescMuß zu -fassen, eIer
den Bund zwingen könnte, Mittel für diesen
Zweck zur Verfügung zu stellen. Trotzdem
können wir a'beraus ,der Vergangenheit, und
zwar aus der letzten Vergangenheit feststellen,
daß auch der Bund einen erhebI.ichen Beitrag
zum \XTiedewufbau - und hier sa-ge ichau,,­
cIrückIich nicht nur zum Wi'e-deraufbau der
Schulgebäude, so'ndern auch zum Wiederau~balu

des gesamten Schulwesens in Niederösterreich
- leistete. Was nützt es uns, wenn wir noch
so viele Schulen draußen stehen hahen, wenn
wir nicht die dazu notwendilgen vor'gf'bildeten
Lehrpersonen besitzen; denn wir wollen hier
ha'uptsäehl ich Nieclerösterreicher einsetzen, von
denen wir verlangen, daß sie im Sinne der
Bodenständigkeit als Lehrer herangebildet wer­
den. Niederösterreich hatte das UngtJiick, daß
~einec1rei Lehrerbildungsanstalten in Krems,
Wiener Neustadt und St_ Pälten durch di\~

Kriegsereignisse sehr schwer beschädiigt, jaZ'Ulm
Tei'l vollkommen unbrauchbar gemacht wurden.
Wir können heute feststellen - -und ich gl,aube,
hier wird auch der Landtag der Leistung d~s

B,undes eine gewisse Würdiigung zollen müs­
sen -, daß der B,und den Wiederaufbau dieser
drei Lehre11bildungsanstalten 'in NiecIerösterreich
durchgeführt hat. Die Summe, die dafür auf­
gewendet wUI'de, beträgt immerhin 10 Mil­
lionen Schilling und läßt -Sic:ll neben der
Summe, die durch den Schulbaufondsi'n Um­
lauf gebracht wurde, sehen. ,Er hat auch auf
di:esemWege sein Maß dazlu heigetragen, um
auch auf di-esem Gebiete der Arbeitsllosigikeit
einen Damm entgeg'enz'l1'setzen.

Ich glaube daher, daß es überflüssig ist,
dies-en Resollltiol1'santrag anzunehmen. Und ich
erkläre namens meiner fraktio-n, daß wir für
elen Antrag des ,gemeinsamen Schulausschusses
und des fi'l1'anzaussch,usses,betreffend den Vor­
anschlag des Schulbaufonds für das Jahr 1951,
stimmen wel'den. (B(Jitall [](li d(lr Volkspartei.)

PHkSIDENT: Zum Wort gelangt der Herr
LandeshauptmannsteHvertreter Popp.

Landesha'llptman11'stellvertreter POPP: Hoher
Landtag! Der Herr Ahg. Pospischill hat seine
Ausführungen damit begonnen, daß er el"lklärte,
die Gemeinden würden auf Grund des Schul­
baufondsgesetzes auch -im heuri-gen Jahr wie­
der mit den größten Opfern belastet werden.
Ich weiß nicht, was er damit meint. Nach dem
Voranschlag des Schulbaufonds tragen die Ge­
meinden zum Gesamtaulfwand 1,923.000 S bei,
während das Oesamterfordernis über 8 Mil­
lionen Schillingaus'l113cht. (Zwischenrllte des
Ab_~·. Pospischil.) Es wäre zweckmäßilg, Herr
Albg. Pospischi:] - lim üb6gen 'gilt das auch
für Sie, Herr Ahg. Dn'bovsky -, daß Ahge­
O'l1dnete, die zu einer Vodage Ste)i1ungnehmen,
sich zunächst t,heoretisch und dann auch prak­
tisch mit den Vor1lagen 'befassen wünclen, bevo-r
sie Kritilk üben und bevor 'sie Anträge stellen.

Nach dem Gesetz, Herr Abg. Pospisehi'l, ist
es so -- das hat 'bereits der Herr Kolleg,e Hil­
garth festgest.ellt -, daß es in -der öffentlichen
~r'WaItungeine Gemeindevel'waltul1'g, Landes­
vel'wailtung und StaatsverwaHlung 'gibt, auf die
die Auf,galbenkreise aufgeteilt siIlld. für die
Kosten der Erhalt:ung und Ernichtung der
PHic:htsohulen - (211 Ab_g-. Pospischil g(Jw(Jn­
rIet), darunter versteht man die Vol'ks- und
Hauptschulen, Herr Abg,eordneter --- haben
einzig und allein die Ge'll1eindenaufzukommen.
Das will ich zunächst einmal festgesteHt haben.
Als Volksschüler hatten Si-e das seinerzeit nicht
wissen müssen, aber jetzt wäre es schon höchste
Zeit, daß Sie als Abgeordneter es schon wissen
soHten.

Pas Land Niederösterreich hat freiwilli'g zu-
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sätzliche Aufgaben übernommen, sogar zu
einem Zeitpwllikt, zu welchem der Herr Abge­
ordnete Pospischi'l noch nicht Mitglied des
niederösterreichischen Landtages war. \XIiI'
haben uns mit Recht gesagt, nach dem Krie'ge
im Jahre 1945 sind die Gemeinden in einer
besonderen Notiag,e gewesen, eincrs,eits sind
außerordentlich viele Schulen durch Kf'iegsein­
wirkung zerstört wonden - das bedeutet 'er­
höhte AusO'aben für ,die Gemeinden ---ander-'" -,
seits haben wir tatsächlich eine Unzahl 'von
Schulcn, die veraltet und hygienisch nicht zu
verantworten sind. Hier ist also ein großer
Aufgabenkreis. Der Gedanke, den wir hatten,
war, ·daß wir die Gemeindcn, die als noHeidcnd
z'u betrachtcn sind, aus LandesmiHeln unter­
stützen, wobei wir auch grundsätzlich den
Standpunkt .aufr:ec.hterhalten, daß bei einer
künftigcn hundesgesetzüchen Regelung, -auf die
aber der L'andtag keincn Einfluß haben kann,
auch von -Bundes wegen an, die SchaUung 'eines
Schulbaufondsgesetzes 'gedacht werden soll.
Tatsächlich ist auch in 'einem Entwurf des
Unterrichtsmtnisters die Schaffung eines solchcn
Schulballifondsgesetzes, und zwar im sÜ'ge­
nannten Schulaufsichtsgesetz, vorgesehen. Das
ist 'auch der Grund, warum wir in unserem
Gesetz die Mögl,ichikeit der üotier,ung aus Bun­
desmitteln vorgesehcn haben.

\XIiI' 'haben also eine zweifache Aktion mit
dem Schulhaufondsgesetz, nämlich 'einerseits
die B'ereitstellung von Landesmitteln 'und zwei­
tens die Tatsache, daß die Gemeinden dunh
die sogenannte Schulklassenabgabe eine Risken­
g'emeinschaH bilden, indem die Gemeinden, die
in die l' glückl,ichen Lage sind, gute Schul­
gebäude zu haben, durch kleine Beiträge den
anderen Gemeinden Zuschüsse leisten.

Und nun, HOlhes Haus, gestatten Sie, daß
ich 'kurz darstelle, was das Lmd Niederöster­
reich in diesen drei beziehungsweise vi'er Jahren
auf dem <Gebiete der För,derung der Schul­
bauten .geleistet hat. Es ist nicht wenig, und
ich behaupte, daß das, was das Land Niedcr­
österreich ~ ,die Gemeinden natüI'1ich dazu ­
auf dem Gebiete der Schulbauten geleistet
haben" beispiel'gebend für ganz Österreich UJld,
ich glauhe, auch darüber hinaus ist.

Wir haben bis Somm~r 1950 insgesamt gc­
fördert: ,den Bau von 151 Volksschulen, di,esc
sind in manchen Gebäuden mit I-Iauptscllulen
zusammen, weiter den Bau von 33 Haupt­
schulen 'und von 19 Landeskind-ergärten. Wir
haben hierfür aus Landesmitteln aufgewendet:
an Bausubventioncn, die also nicht rückz.ahlbar
sind, insgesamt den Betrag von 11,821.980 S,
an rückzahlbaren Darlehen 8,619.500 S,ins­
gesamt aho den Betrag von 20/141.480 S. Das
ist ,der Landesbeitrag, dazukommcn noch die
Beiträge der Gemeinden. Außerdem habcn die

Gemeinden St. Pölten, Hainfeld und Traisen
einen Beitrag von je 1 Million Schilling aus
ßundeslI1itteln erhalten. 3 Millionen Schilling
s.ind ~lls'O ,auch vom Bund zur Vcrfülgul1'g ge­
stellt worden.

Im ahgelaufenen jahr haben wir fünf Lall­
des:kindel~gärten auf'gebaut und 88 Gemeinden
beim Neubau beziehungsweise bei der \XIieder­
ilJrstandsetz,ullg von Pflichtschu'l'gehäuden finan­
ziell geholfen. Ichkönnt,e jetzt diese 88 Gc­
meindenaHe einzeln 'verlesen und jede einzelne
Ziffer anführen, die ,als Darlehen oder 'ais
einmalige Subvention gegeben wur·de.

Weiter wurde aus den Mitteln des Schulbau­
fonds für eH Gemeinden der Zinsendicnst für
von den Gemeinden für Schulbauten aufgenom­
mene Darlehen geleistet. \XIir haben a,lso 99 Oe­
meindenin Niederösterreich eine Schulbauhei­
hitte gewährt.

Im Jahre 1950 wurden nachstehende Schul­
bauten vollendet beziehungsweise durch den
Krieg zerstörte Schulgebäude wiederaufgebaut:
Die Volks- und Hauptschulen in Hainfekl, die
Volksschule in Rust, die Volksschulc in Hütten­
dorf, die Vallksschule in Bookfließ, die Volks­
schule ,in Rahensbur-g, die Volksschule inRc­
gelsbrunn und die Vo,lksschule ,in Kleinrie­
dentha1.

An Neubauten haben wir z'u verzeichn'cn:
Die Josef-Reither-VoLks-und Hauptschule in
Sieghartskir:chen, die Volksschule in Lassing,
die Volksschule in Haslau a. d. D., die Vo-lks­
schule in Oberstrahlhach, die Volksschule am
Gschaid und die VO'lksschulein der Vois.

'Erweiterungsbauten wurden vorgenommen an
der Volksschule in Erti, an den Vo1'ks- und
Hauptschulen in Zwentendorf und Matzen, an
der Volksschule in Zeiselmauer, an der Volks­
schule in Maltern und an der Vol'ks'Scl1ule in
RO'gatsboden.

Darüber hinaus gibt es noeh eine Reihe von
Oemehlde'll, wo der Bau gerade der Vollcndung
zugeht. Es gi<bt weiter eine Reihe von Ge­
meinden, in denen der Schulbau ,gel~ac\:e in!
Oal1'ge ist u'lld dessen Vollendung im nächsten
jahr zu el'warten sein wird.

Ich kann Ihnen heute auch sagen, daß die
Zahl der Vorkehnungen so groß ist, daß wir
mit dem Betrag, -den wir heuer zur Verfügung
stellen, ungefähr das Auslangen finden wer­
den. \XIir müssen für das Jahr 1951 und zum
Teil auch schon für das Jahr 1952 vorfinan­
zieren.

Zusammenfassend kann ich sagen, daß auf
dem Gebiete des Schulbauwesens in Nieder­
österreich außerordentlich viel geschehn ist. In
einem einzigen jahr wurden mit Unterstützung
des Landes fast Ion Schulbaukn durchgdiihrt,
das ist sicherlich eine ganz gewalti'ge Leistung.
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Nun 'kommt der Herr Abg. Pospischil 'und
schlägt in seinem Antmg vor, daß wir neuer­
lich ,an den :Blund herantreten sollen, er möge
Mittel für den Aufbau 'kriegszel'störter Schulen
zur Verfügung steHen. Der Antrag 'ist insofern
überholt, als bis auf zwei kleinere Schulen _.. ­
der Herr' Abg. Hilg1art:h hat diese bereits ge­
nannt -, alle Schulen wiederaufgebaut sind.
(Abg. Dubovsky: Schuldi,!( ist uns aber der
Bund!) Schuldi,g ist 'er nichts, weil die Schul­
erhaltung eine Auf,gabe der Gemeinden ist.
(Abg. Dubovsky: Herr Landeshauptmannstell­
I'ertreter, das sollten Sie als alter Parlamen­
tarier doch wissen, daß der Bund zuständig
ist, er hat ja auch erklärt, daß er die Wieder­
aufbaukosten allein trägt!) leh danke für die
Belehrung des Herrn Abg. Dub()lVsky, ,er hat
aber in diesem falle nur halb zugehört. iDiese
Zuständi,gkeit ist niemals ausgesprochen wor­
den, es gi1bt auch kein Gesetz oder eine Ver­
ordnung, wonach die FinanzieriUllIg in diesem
Maße 'lllö-gHch ist. Das eillizig'e, !womuf sich der
Herr Abg. Dubovsky wahrscheilll'lich erinnern
kann, ist, daß aus AnIaß einer Enquete der
verflossene finanzminister erklärt hat, er werde
Mittel und Wege finden, für den Wiederaufbau
im allgemeinen - nicht nur für Schul'bauten!
- Bundesmittel zur Vermgung zu stellen. Das
war vor einigen Jahr,en der Fall.

Ich bitte, den Antrag ,des Schul- und finanz­
ausschusses anzunehmen. Der Antra'g des
Herrn Abg. Pospischil erübrigt sich meiner
Meinung nach. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Die Redner:Iiste ist 'erschöpft;
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.·

Berichterstatter Abg. KREINER (Sc!Jlu(J-

wort): Ich habe den aufklärenden Bemerkungen
des Herrn LandeshauphnannsteHvertreters Popp
nichts hinzuzufügen und bitte, den Antrag des
Schul- und finanzausschusses anzunehmen.

PRÄSliDENT: Zur Abstimmun,g liegen Vor,
der Antrag des gemeinsamen Schul- und
finanzausschusses und ei,n Resolutionsantrag
des Herrn Abg. PospischH.

Ich lasse zunächst über den Antra:g des ge­
meinsamen Schul- und fin,anzausschusses ab­
stimmen und dann· erst über den Reso1utions­
antrag des Abg. Pospischil. (Abstimmung
über den Antra~ des gemeinsami'll Schul- und
Finanzausschusses): A TI ge n 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Berkhterstatter !lll\'l1­

mehr, den Resolutio'l1sa<ntrag des Herrn Abge­
ordneten Pospischil zur Verlesung zu bringen.

Berichterstatter Abg. KREINE<R (nach
Verlesun,C: des R,esolllfionsantraf':es des Ab­
geordneten Pospischil, betreffend Obernahme
der Kosti'll für den Wiederaufbau der Schulen
in Niederösterreiclz durch den Bund): Ich 'bitte,
den Antrag abzulehnen.

PRÄSIDENT (Abstinlllllln,f!,' über den R,eso­
lutionsantrag des Ab,!','. Pospischil): A ib 'g e­
I e,h nt.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt. Der Verfassungsausschuß
wird n.ach dem Plenum !um Y:! 2 Uhr im Herren­
s,aal seine ,Sitzung abhalten.

Die nächste Sitzung wird auf schriftlichem
Weg,e bekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Stlllu(J der Sitzung um 13 Uhr 38 Min.)


